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Zu Ö 14 Mitteilungen der Verwaltung 
zur Kenntnis genommen 
 

 

Nutzung der Aula der Grundschule Brander Feld 

Herr Sanders informiert über die Nutzung der Aula der Grundschule Brander Feld bei Veranstaltungen: 

Der vom Gebäudemanagement eingereichte Bauantrag zur erweiterten Nutzung des Foyers der GGS 

Brander Feld wurde mit Datum vom 24.03.2025 vom Fachbereich Bauaufsicht versagt. Begründung sind 

Bedenken/Anforderungen an die Schallemissionen aufgrund der Nähe zum Wohngebiet für die Nutzung 

des Foyers außerhalb der Schulzeiten. Dennoch hält es die Verwaltung aufgrund eines ministeriellen Er-

lasses aus dem Jahr 2024 für möglich, das Foyer für die nichtschulische Nutzung mit bis zu 200 Perso-

nen freizugeben. Der Erlass spricht von bis zu 25 Veranstaltungen pro Jahr, ohne dass durch diese ab-

weichenden temporären Nutzungen ein Nutzungsänderungsantrag bei der Bauaufsicht erforderlich 

werde. Für den Zeitraum der Nutzung des Foyers in obigem Sinne, muss die Nutzung des Obergeschos-

ses untersagt und der Treppenaufgang gesperrt werden. Das Gebäudemanagement wird im Sinne des 

Bezirkes nach Vorlage einer Schallemissionsprognose (bereits beauftragt) den Bauantrag erneut einrei-

chen. 

Herr Auler von der CDU-BF bittet Herrn Sanders, dem Gebäudemanagement Dank für das Engagement 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in dieser Sache auszurichten. 

Herr Depenbrock von der Grünen-BF fragt nach, ob die Möglichkeit der temporären Nutzungsänderung 

für Veranstaltungen ab sofort bestehe. 

Herr Sanders bejaht dies, macht aber darauf aufmerksam, dass gewisse Rahmenbedingungen eingehal-

ten werden müssen. Zunächst müsse eine Absprache mit der Schule erfolgen, um zu klären, ob ein Kon-

flikt mit der schulischen Nutzung eintreten könnte. Darüber hinaus muss ein Hausmeister zu Verfügung 

stehen. 
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Aktenzeichen

53.06.04.03-000105

bei Antwort bitte angeben

RD Dr. Schleich

Telefon 0211 8618-5725

michael.schleich@mhkbd.nrw.d

e

Jürgensplatz 1

40219 Düsseldorf

(Anfahrt über Hubertusstraße)

Telefon 0211 8618-50

poststelle@mhkbd.nrw.de

Öffentliche Verkehrsmittel:

Straßenbahnlinien 706, 708

und 709 bis Haltestelle

Landtag/Kniebrücke

Ministerium für Heimat, Kommunales,
Bau und Digitalisierung
des Landes Nordrhein-Westfalen

An die unteren und oberen
Bauaufsichtsbehörden
des Landes Nordrhein-Westfalen

per elektronischer Post

Genehmigungsbedürftigkeit / Verfahrensfreiheit von vorübergehen-
den Nutzungsänderungen für Veranstaltungen
Runderlass des Ministeriums für Heimat, Kommunales, Bau und Digitali-
sierung des Landes Nordrhein-Westfalen

§ 60 der Landesbauordnung 2018 (BauO NRW 2018)

Ich gebe folgende Hinweise zum Vollzug des § 60 BauO NRW 2018:

Nach § 60 Absatz 1 BauO NRW 2018 bedarf u.a. die Nutzungsänderung
von Anlagen der Baugenehmigung, soweit in den §§ 61 bis 63, 78 und 79
BauO NRW 2018 nichts anderes bestimmt ist.

Obgleich § 60 Absatz 1 BauO NRW 2018 dem § 59 Absatz 1 der Muster-
bauordnung und den entsprechenden Vorschriften der Bauordnungen der
anderen Länder entspricht, wurde diese Vorschrift in Nordrhein-Westfa-
len von der obersten Bauaufsichtsbehörde bis dato dahingehend ausge-
legt, dass auch vorübergehende Nutzungsänderungen von baulichen An-
lagen wie einmalige Nutzungen von Lagerhallen oder landwirtschaftlich
genutzten Gebäuden als Versammlungsstätten für Veranstaltungen der
Baugenehmigung bedürfen (vgl. Niederschrift über die Dienstbespre-
chung mit den Bauaufsichtsbehörden im Januar und Februar 2011,
S. 1 ff).

Hierzu ist zum einen festzustellen, dass das Baugenehmigungsverfahren
nach § 60 Absatz 1 BauO NRW 2018 auf die Errichtung, Änderung sowie
Nutzungsänderung baulicher Anlagen und nicht auf die Genehmigung
von Veranstaltungen ausgerichtet ist und dass die Baugenehmigung ty-
pischerweise auf die nachhaltige Errichtung bzw. Nutzung von Gebäuden
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abzielt.

Bis heute ist in der Rechtsprechung nicht verlässlich geklärt, ob und unter
welchen Voraussetzungen eine einmalige Nutzung überhaupt baugeneh-
migungspflichtig ist (vgl. Kapteina, BauR 2021, S. 439, 442 u. 446).

Zum anderen ist festzustellen, dass die bisherige Auslegung, dass
Veranstaltungen eine genehmigungsbedürftige Nutzungsänderung
darstellen können, im Widerspruch zum Vollzug der entsprechen-
den Vorschriften in den anderen Ländern steht. Im Zuge der Rechts-
harmonisierung und eines einheitlichen Vollzugs ist ab sofort folgende
Auslegung zu beachten:

Die Vorschriften für den Bau und Betrieb von Versammlungsstätten –
Teil 1 der Sonderbauverordnung – basieren auf der Muster-Versamm-
lungsstättenverordnung (MVStättVO) Fassung Juli 2014 der Fachkom-
mission Bauaufsicht der Bauministerkonferenz. Sowohl aus der Begrün-
dung zu § 1 Absatz 1 MVStättVO als auch aus der Begründung zu dem
entsprechenden § 1 Absatz 1 SBauVO (LT-Vorlage 17/2273, S. 22) geht
hervor, dass die Vorschriften für Versammlungsstätten auf ortsfeste, auf
Dauer angelegte Anlagen abstellen und dass die „Verkoppelung mit dem
dauerhaften Nutzungszweck der Anlage [..] Voraussetzungen [sind], um
unter die Regelung zu fallen; temporäre Veranstaltungen wie Musikfesti-
vals auf Freiflächen werden nicht erfasst“.

Vor diesem Hintergrund wird ein Raum, der einmalig oder nur gele-
gentlich für Veranstaltungen mit mehr als 200 Besucherinnen und
Besucher genutzt wird, noch nicht zu einem Versammlungsraum i.
S. des § 50 Absatz 2 Nummer 6 Buchstabe a BauO NRW 2018. Von
einer gelegentlichen Nutzung kann ausgegangen werden, wenn es sich
um einige wenige Ereignisse im Jahr handelt, hierzu gehören insbeson-
dere Brauchtumsveranstaltungen wie Schützenfeste, Karneval oder
Scheunenfeste. Von einer gelegentlichen Nutzung ist in der Regel nicht
mehr auszugehen, wenn 25 und mehr Veranstaltungen in einem Jahr
durchgeführt werden.
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Veranstaltungen mit mehr als 5 000 Besucherinnen und Besuchern:

Typische Versammlungsstätten im Freien sind ortsfeste, auf Dauer ange-
legte Anlagen wie Freilichttheater oder Anlagen für den Rennsport. Tem-
poräre Veranstaltungen, wie Musikfestivals auf Freiflächen, sind keine
Versammlungsstätten im Freien.
Aus diesem Grund werden Versammlungsstätten im Freien, die weder
Szenenflächen noch Tribünen haben, jedoch für mehr als 5 000 Besu-
cherinnen und Besucher bestimmt sind, in § 50 Absatz 2 Nummer 6 Buch-
stabe b BauO NRW 2018 explizit genannt, da sie andernfalls keine Ver-
sammlungsstätten im Freien wären und nicht in den Anwendungsbereich
des Teils 1 der Sonderbauverordnung fallen würden.

Die zuletzt genannten Versammlungsstätten im Freien sind als Aus-
nahme von der oben genannten Regel anzusehen. Sie bedürfen der Bau-
genehmigung auch dann, wenn sie einmalig oder nur gelegentlich für Ver-
anstaltungen mit mehr als 5 000 Besucherinnen und Besucher bestimmt
sind.

Im Auftrag

gez. Dr. Adam Strzoda
i.V. Abteilungsleitung 6
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